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Stellungnahme und Bewertung der aktuellen 
Wohnraum- und Siedlungsplanung der Gemeinde Dossenheim 

(bezugnehmend auf GR- und TA-Unterlagen) 

 
Der BUND-Ortsverband Dossenheim hat Ökonsult im Januar 2026 beauftragt, eine kurze in-
haltliche Bewertung der aktuellen Wohnraumplanung der Gemeinde Dossenheim zu erstellen. 

Den verfügbaren Unterlagen aus GR und TA der Gemeinde Dossenheim nach zu urteilen, 
werden zwei große Probleme des Wohnungsmarkts in der Planung kaum berücksichtigt. Zur 
Erklärung muss nochmals betont werden, dass in Dossenheim (wie in allen Kommunen in 
BW) zwei wesentliche Entwicklungen den Wohnungsbedarf festlegen:  

1. Die WohnungsPreisnot. Gemessen an der Einwohnerzahl und der Belegungsdichte gibt 
es in Dossenheim (wie in den meisten Kommunen in BW) keine Wohnungsnot, weil es 
rechnerisch genug Wohnraum im Bestand für alle Haushalte gibt. Die Wohnungsnot be-
steht in der mangelnden Verfügbarkeit von preiswerten Mietwohnungen. 

2. Der demografische Wandel, der dazu führt, dass nirgends mehr neue Ein- und Zweifami-
lienhäuser (EZFH) benötigt werden, sondern oft im Überfluss vorhanden sind. 

Diese beiden Tatsachen sind von zentraler Bedeutung für die Wohnungsbaupolitik (nicht nur) 
der Gemeinde Dossenheim. 

Bevölkerungsentwicklung und Wohnungsnachfrage 

Um den wirklichen Wohnraumbedarf zu decken bzw. dafür zu planen, ist es unumgänglich, 
dass zuerst analysiert wird, wer die Nachfrage- und wer die Anbieter-Zielgruppen sind. Die 
Einwohnerzahl ist dabei per se weit weniger relevant als vielmehr die Frage, WER zuzieht 
und welche Art von Wohnraumbedarf sich daraus ergibt. Eine Datenabfrage beim Statisti-
schen Landesamt ergibt folgendes Bild: 

 
Grafik: Ökonsult, Quelle: StaLa 2026 auf Basis Zensus 2022) *Einteilung gemäß StaLa. 
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Die Einwohnerzahl hat in Dossenheim seit 2014 zwar um 3,8 % (= 461 Pers.) zugenommen, 
die Zahl der Deutschen jedoch um 0,9 % (= 95 Pers.) abgenommen. Das Wachstum erfolgte 
gemäß Statistisches Landesamt durch die zugewanderten Ausländer (+ 46,3 % = 556 Pers.).  

Die Unterteilung in Deutsche und Ausländer erlaubt eine Annäherung an die Nachfrage-Ziel-
gruppe für den tatsächlichen Wohnraumbedarf. Auch die DSK hat diese Entwicklung grund-
sätzlich beschrieben (DSK 2022, S.9), aber daraus nicht den entscheidenden Schluss gezogen: 
Es ist kaum vorstellbar, dass die vor allem im Jahr 2016 zugewanderten Menschen Einfamili-
enhäuser oder auch nur teures Eigentum erwerben können. Sie benötigen fast ausschließlich 
preiswerte Mietwohnungen. 

Die nächste Frage lautet jedoch: Wurde überhaupt zu wenig gebaut? Die folgende Grafik 
zeigt, dass mehr Wohneinheiten gebaut wurden als rechnerisch für die in Dossenheim leben-
den Menschen notwendig.  

 
Entwicklung Haushalte zu Wohnungen. Daten: StaLa, StaLa 2026 

Im Jahr 2024 gab es in Dossenheim demnach 504 Wohneinheiten mehr als die Haushalte-
rechnerisch benötigten. Die Berechnungen zur Mietpreisbremse (TA Dossenheim, 9.12.25) 
geben sogar rund 800 respektive 1000 mehr Wohneinheiten als Haushalte an. (Vermutlich 
wurde die Zahl einfach mit 2,2 Pers. pro Haushalt errechnet statt mit 2,0.) Fakt ist, dass es im 
Bestand von Dossenheim rechnerisch mehr als genug Wohnraum gibt, der aber dem Markt 
kaum zur Verfügung steht.  

Das Innenentwicklungskonzept der DSK von 2022 stellt vor allem auf die Bevölkerungszu-
nahme und den scheinbar daraus resultierenden zusätzlichen Wohnraumbedarf ab: „Auf-
grund des stetigen Bevölkerungswachstums und der kontinuierlichen Preissteigerungen auf 
dem Wohnungsmarkt steht die Gemeinde unter dem Druck der hohen Nachfrage nach be-
zahlbarem Wohnraum.“ (DSK 2022, S.8)  
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Der bezahlbare Wohnraum wird zwar erwähnt, aber sowohl DSK als auch Gemeindeverwal-
tung unterstellen offenbar, dass nur genug Wohnraum neu gebaut werden müsste, damit be-
zahlbarer Wohnraum entsteht. Das ist nachweislich falsch, solange nicht die richtige Art von 
Wohnraum gebaut wird. Teures Wohneigentum hilft nicht gegen die Wohnungspreisnot!  

Leerstände und Leerstandspotenzial durch den demografischen Wandel 

Laut Zensus 2022 standen von den damals 6734 Wohnungen in Dossenheim 214 leer (= 3,2%), 
davon knapp 52 Prozent mehr als 12 Monate lang. Der Vergleich mit den o.g. Haushaltszahlen 
legt nahe, dass noch zahlreiche weitere Wohnungen leer stehen, wahrscheinlich im Bereich 
der Ein- und Zweifamilienhäuser (EZFH). (Die Fragestellung beim Zensus erlaubte es, dass leer-
stehende Wohnungen nicht zwingend als Leerstand angegeben werden mussten. Es waren 
auch andere Antwortmöglichkeiten wie „im Umbau“, „private Freizeitnutzung“ möglich.) 

Die „Statistischen Daten“ (TA Dossenheim, 9.12.25) geben an, dass es laut Zensus 1.796 Senio-
renhaushalte in Dossenheim gibt, davon 1.393 mit ausschließlich Senioren. Davon wohnt er-
fahrungsgemäß ein überproportionaler Anteil in EZFH, mit durchschnittlich 1,5 Personen pro 
WE. Diese werden in wenigen Jahren leer stehen, sofern sie nicht wiederbelegt werden. 

Das ist für die kommunale Wohnungspolitik von entscheidender Bedeutung, weil in Dossen-
heim über 65 Prozent der Wohngebäude im Bestand EZFH sind, die letztlich fast nur von ei-
ner Zielgruppe nachgefragt werden: jungen, vermögenden Familien. Das Angebot an leeren 
EZFH (nicht nur) in Dossenheim wird also unausweichlich steigen.  

Um die Größe dieses Problems abzuschätzen, ist der Gemeinde Dossenheim dringend zu 
empfehlen, eine eigene Datenerhebung nach Art der folgenden Grafik durchzuführen. Die 
Verschneidung von Daten des Einwohnermeldeamtes mit Daten des Liegenschaftskatasters 
(GIS) zu Wohngebäuden ergibt grob die leerstehenden EZFH im Bestand (niemand im Ge-
bäude gemeldet). Die gleiche Datenverschneidung mit der Angabe „jüngster Bewohner über 
70 Jahre“ zeigt das Leerstandspotenzial der nächsten 10 bis 15 Jahre bei den EZFH.  

 
Grafik: Ökonsult, Daten: StaLa 2019 
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Die Grafik zeigt, dass schon vor Jahren in mindestens 5 Prozent aller Wohngebäude in ver-
gleichbaren Kommunen niemand gemeldet war. Es ist davon auszugehen, dass es sich dabei 
ausschließlich um Ein- und Zweifamilienhäuser (EZFH) handelt. Die lilafarbenen Balken (ca. 
10% aller Wohngebäude) zeigen das Leerstandspotenzial bzw. die nur von über 70-jährigen 
Senioren bewohnten Häuser. Ökonsult hat diese Datenerhebung in zahlreichen Kommunen 
in BW veranlasst, immer mit einem ganz ähnlichen Ergebnis.  

Überträgt man das Ergebnis auf Dossenheim, so kommt man auf mindestens 130 bereits 
heute leerstehende Wohngebäude und über 260 Wohngebäude (vermutlich alles EZFH), die 
in 10-15 Jahren leer stehen werden. Potenzial für 390 junge, vermögende Familien (= 780 
Personen). Betrachtet man Zahl und Sozialstatus der Zuwanderer (s.o.), ist sehr unwahr-
scheinlich, dass die künftige Nachfrage diesem Potenzial auch nur im Ansatz nahekommt.  

Stellungnahme zu bisherigen Initiativen in Dossenheim 

Die Erfassung der Wohnraumpotenziale (TA Dossenheim, 9.12.25) stellt lediglich die Daten 
des Zensus zum Leerstand dar und konzentriert sich ansonsten auf Neu- und Ausbau (Baulü-
cken und Bauflächen). Das ist für die vorliegende Problematik völlig unzureichend, weil es 
die bisherige Wohnungspolitik fortschreibt, ohne die zwei großen Entwicklungen (demografi-
scher Wandel und WohnungsPreisnot, s.o.) angemessen zu berücksichtigen. 

Im DSK-Konzept wird zwar benannt, dass künftig weniger EZFH für Familien gebraucht wer-
den, als vorhanden sind, es kommt aber trotzdem zur Schlussfolgerung, dass neue EZFH in 
Dossenheim benötigt würden. Entscheidend für diese inhaltlich falsche Schlussfolgerung ist 
der Satz auf Seite 35: „(…), denn die bestehenden Objekte (Anm.: gemeint sind EZFH) sind in 
der Regel nicht verfügbar (…).“ Die mangelnde Verfügbarkeit ist aber kein Naturgesetz. 

Wenn der durch den demografischen Wandel verursachte und weiter zunehmende Rück-
gang der Belegungsdichte (Pers. pro HH) dazu führt, dass immer mehr EZFH leer stehen, 
dann ist eine kommunale Wohnungsbaupolitik auf Basis der kurzfristigen Verfügbarkeit nicht 
zu verantworten. Es muss im Gegenteil alles dafür getan werden, dass die Altersremanenz 
gemildert und der Generationswechsel in den bestehenden EZFH gefördert wird. Und dass 
keine neuen EZFH gebaut werden, weil jedes dieser Gebäude die Leerstände nur vergrößert. 

In der Beschlussvorlage vom 29.1.25 für den TA am 11.2.25 wird auf den im DSK-Konzept er-
rechneten Bedarf von 40 neu zu bauenden Wohnungen pro Jahr abgestellt. Diese Zahl 
kommt jedoch nur zustande, indem sie den Rückgang der Belegungsdichte pro Haushalt als 
unveränderliche Konstante betrachtet. Tatsächlich gibt es in Dossenheim rechnerisch genug 
Wohnungen für die in Dossenheim lebenden Menschen/Haushalte (s.o. S.2). Die in der TA-
Vorlage beschriebene Schlussfolgerung, es sei notwendig, weitere „… Außenbereichsfläche 
zu entwickeln“, ist daher falsch. 

Die 2023 vom GR beschlossene Richtlinie zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum ist ein 
hilfreiches Instrument. Danach müssen die privaten Investoren 20% der Wohnflächen 15% 
günstiger als die ortsübliche Vergleichsmiete anbieten. Diese liegt laut mehreren Portalen 
bei einer durchschnittlichen Kaltmiete von rund 14,- € pro Quadratmeter. 15% weniger wä-
ren immer noch 12,- €, also 1200,- bei einer 100 qm-Wohnung. Auf diese Weise lässt sich die 
WohnungsPreisnot nicht beheben, zumal die Gemeinde dabei immer auf die Initiative priva-
ter Investoren angewiesen ist. 
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Auch die bereits 2021 vom GR beschlossene „Schlüsselposition bezahlbarer Wohnraum“ be-
inhaltet mehrere sinnvolle Instrumente. Der Erfolgsbericht der Verwaltung vom 5.11.24 zählt 
zahlreiche Maßnahmen auf, leider ohne klar zu benennen, wie viel preisgünstige Wohnun-
gen zu welchem qm-Preis für den Mietmarkt gewonnen werden konnten.  

Wohnungsbaupolitik in Zeiten der Demografie und der WohnungsPreisnot 

Alle verfügbaren Daten machen deutlich, für welche Zielgruppen es wirklich Wohnungsbau-
bedarf gibt, wenn man sich am Gemeinwohl orientiert: Es braucht mehr altersgerechte 
Wohnungen, die den Senioren länger ein selbstbestimmtes Leben erlauben, und dauerhaft 
preiswerte MIET-Wohnungen, die nicht bereits nach 15 oder 20 Jahren aus der Preisbindung 
fallen und trotzdem für alle Wenig-Verdiener bis hin zur unteren Mittelschicht erschwinglich 
sind (also etwa 5-8 € Kaltmiete wie für rund 60% der Bewohner der Stadt Wien). Beide 
Wohnformen müssen in zentraler Lage bzw. im Bestand entstehen. 

Dossenheim sollte sich deshalb ausschließlich um drei Handlungsfelder kümmern: 

1. den Bau von Seniorenwohnungen, 
2. die Wiederbelegung freiwerdender EZFH und  
3. die Bereitstellung von preiswerten Mietwohnungen. 

Um dauerhaft preiswerte Mietwohnungen zu bekommen, empfiehlt es sich für die Kom-
mune, ihre aktive Bodenvorratspolitik zu verstärken und weitere Grundstücke im Bestand 
aufzukaufen, zu behalten und in Erbpacht oder von Genossenschaften bebauen zu lassen. 
Nur so kann der Hauptkostentreiber, die Grundstückspreise, ausgeschaltet werden.  

Generationswechsel in den Einfamilienhäusern 

Viele Senioren wollen selbstbestimmt in ihrem Heimatort leben, können das aber mit zuneh-
mendem Alter immer weniger in ihren zu großen und nicht barrierefreien Häusern. Die Kom-
mune kann ihnen dabei auf verschiedene Weise helfen: Da ist zum einen die verstärkte För-
derung (eher planerisch als finanziell) von Seniorenwohnungen, die ausschließlich in zentra-
ler Lage (Nähe Versorgung, ÖPNV) entstehen sollten.  

Daneben ist eine intensive und dauerhafte Bewusstseinsbildung bei den Zielgruppen nötig. 
Dazu gehört u.a. die gezielte Ansprache der Senioren, aber auch der Eigentümer bzw. Erben, 
die überzeugt werden sollen, ihre leerstehenden Häuser dem Markt bereitzustellen. Mit sol-
chen „weichen“ Instrumenten kann der Generationswechsel in den EZFH verbessert werden. 
Das würde auch dazu beitragen, die dringend notwendige (energetische) Sanierung der meist 
alten Gebäude voranzubringen, was ohne privates Kapital nicht gelingen kann. 

Neubaugebiete (selbst die Bebauung von Baulücken) mit teurem Eigentum sind weder nötig 
noch zielführend, sie vergrößern nur den Leerstand in der Zukunft sowie die finanzielle Be-
lastung der Kommune durch Unterhaltung einer größeren Infrastruktur. Und sie beheben 
weder die WohnungsPreisnot noch die Auswirkungen des demografischen Wandels. 

 
Stefan Flaig, 26.2.2026 
Ökonsult GbR, Augustenstr. 124, 70197 Stuttgart 
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